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Zweckverband Spital Uster
Rechtsformumwandlung in Spital Uster AG per 1. Januar 2023; Abstimmungsempfehlung
Antrag und Weisung an den Gemeinderat

Ausgangslage

Nachdem die Delegiertenversammlung des Zweckverbandes Spital Uster am 25. September 2019
der Fusion der Spitäler Uster und Wetzikon zur gemeinnützigen "Gesundheitsversorgung Glattal und
Zürcher Oberland AG" zugestimmt hatte, wurde das Geschäft Mitte Oktober 2019 den Zweckver-
bandsgemeinden zur Prüfung und zur Beschlussfassung über die Abstimmungsempfehlung zuhan-
den der Urnenabstimmung zugestellt. Neben der Fusion der beiden Spitäler Uster und Wetzikon (Vor-
lage A) war dabei auch die Umwandlung des Spitals Uster in eine gemeinnützige Aktiengesellschaft
(Vorlage B) als Variante für den Fall, dass die geplante Spitalfusion nicht zu Stande kommt, Teil des
Geschäfts. Sowohl der Stadtrat als auch der Gemeinderat empfahlen den Stimmberechtigten nach
Prüfung des Geschäfts die Vorlagen für die Fusion der Spitäler Uster und Wetzikon (Vorlage A) sowie
die Umwandlung des Spitals Uster in eine gemeinnützige Aktiengesellschaft (Vorlage B) anzunehmen
Die zustimmende Empfehlung des Gemeinderates erfolgte dabei mit Beschluss vom 3. Februar 2020
zur Vorlage A mit 36:0 Stimmen und zur Vorlage B mit24:12 Stimmen.

Nachdem die für den 17. Mai 2020 geplante Urnenabstimmung über die Fusion der Spitäler Uster
und Wetzikon durch die beiden Spitalträgerschaften wiederholt verschoben werden musste, gaben
diese mit Medienmitteilung vom 11. Dezember 2020 schliesslich bekannt, dass das Fusionsvorhaben
aufgrund markant veränderter Umfeld- und Rahmenbedingungen seit lnangriffnahme des Projekts im
Jahr 2018 und damit verbundenen Risiken aufgegeben werden müsse.

Mitte Juli 2021 sind die Zweckverbandsgemeinden mit Mail der Spitaldirektion darüber orientiert wor-
den, dass die Delegiertenversammlung des Zweckverbandes Spital Uster mit Datum vom 12. Mai
2021 beschlossen hat, den Stimmberechtigten nach dem gescheiterten Fusionsvorhaben nun die
Rechtsformumwandlung des Zweckverbandes in eine Aktiengesellschaft vorzulegen. Gleichzeitig
sind die Zweckverbandsgemeinden wiederum zur Abgabe einer Abstimmungsempfehlung eingeladen
worden. Mit Datum vom 2. September 2021 sind den Zweckverbandsgemeinden die definitiven Un-
terlagen zurn Geschäft zugegangen. Diese entsprechen im Wesentlichen den Grundlagen der dama-
ligen Vorlage B, die im Rahmen des Fusionsprojekts vorlagen (kleinere durch das Gemeindeamt
nachträglich verlangte Anpassungen sind in den aktuellen Dokumenten farblich markiert).

Erwägungen

Erläuternder Bericht des Zweckverbandes Spital Uster

Antraq ( Abstim m u nq sfraqe)

Die Abstimmungsfrage lautet wie folgt:

Wollen Sie der Umwandlung der Trägerschaft des Spda/s Uster in eine gemeinnützige Aktiengesell-
schaft, das heissf der Auflösung des Zweckverbandes Spital Uster und dem Beitritt lhrer Gemeinde
zum lnterkommunalen Vertrag (Umwandlung), zustimmen?
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Der Verwaltungsrat und die Delegiertenversammlung des Zweckverbandes Spital Uster beantragen
den Stimmberechtigten, diesem Antrag zuzustimmen.

Das Wichtiqste in Kürze

Das Spital Uster ist ein regionales und leistungsfähiges Kompetenzzentrum und stellt die erweiterte
medizinische Grundversorgung im oberen Glattal und im Zürcher Oberland sicher. Die Einwohnerin-
nen und Einwohner der Region sollen weiterhin auf die medizinische Kompetenz und die pflegerische
Sorgfalt des Spitalteams vertrauen können. Deshalb ist das Spital Uster zu beauftragen, diese wichti-
ge gesundheitspolitische Aufgabe weiterhin und auch langfristig im lnteresse der Gemeinden seines
Einzu gsgebietes wahrzu nehm en.

Bisher machte das Spital dies in einem Zweckverband. Der Zweckverband ist sinnvoll, wenn mehrere
Gemeinden gemeinsam eine ihnen qesetzlich übertragene Aufgabe erfüllen. Mit Blick auf die Spital-
versorgung ist diese gesetzliche Pflicht 2011 entfallen. Deshalb - und besonders auch, weil sich die
gesundheitspolitischen Rahmenbedingungen in den letzten Jahren grundlegend geändert haben - ist
auch der Zweckverband nicht mehr die geeignete Rechtsform zur Führung des Spitals. Daher wurde
den Stimmberechtigten der Zweckverbandsgemeinden bereits im Jahre 2015 vorgeschlagen, den
Zweckverband Spital Uster in eine Aktiengesellschaft mit gemeinnützigem Zweck umzuwandeln. Nö-
tig wäre bereits damals die Zustimmung jeder einzelnen Gemeinde des Zweckverbandes gewesen.
Diese Einstimmigkeit der Gemeindestimmen kam leider nicht zustande. Seither sind zwei weitere
Gemeinden aus dem Zweckverband ausgetreten.

ln der Folge prüften die Spitäler Uster und Wetzikon eine Fusion. Verschiedene Umfeld- und Rah-
menbedingungen, unter denen dieses Vorhaben 2018 in Angriff genommen worden war, hatten sich
in wenigen Jahren markant verändert. Die Umsetzung der Fusion erschien stark risikobehaftet. Die
beiden Verwaltungsräte gaben deshalb das Fusionsprojekt im Dezember 2020 mit grossem Bedau-
ern auf.

Mit der nun erneut vorgeschlagenen Umwandlung in eine Aktiengesellschaft mit gemeinnützigem
Zweck soll das Spital Uster günstige Rahmenbedingungen erhalten, um sich in einem rasch wan-
delnden, gesellschaftlich und ökonomisch herausfordernden Umfeld behaupten zu können. Das Ak-
tienkapital der Gesellschaft bemisst sich an der bisherigen Beteiligung der Gemeinden. Die Rechts-
form del Aktiengesellschaft beschränkt das finanzielle Risiko dbr Gemeinden auf das Aktiönkapital.
Eine Nachschusspflicht entfällt.

Wenn der Zweckverband in eine Aktiengesellschaft mit gemeinnützigem Zweck umgewandelt wird,
brauchen die beteiligten Gemeinden eine Rechtsgrundlage, die ihnen das Betreiben eines Spitals als
öffentliche Aufgabe weiterhin ermöglicht. Gleichzeitig mit der Umwandlung des Zweckverbandes in

eine Aktiengesellschaft soll deshalb ein lnterkommunaler Vertrag in Kraft treten. Dieser formuliert den
Auftrag der Gemeinden für die Spitalversorgung und das Rettungswesen. Der lnterkommunale Ver-
trag wahrt die lnteressen der Gemeinden, sichert deren Mitwirkung und gewährleistet die Gemeinnüt-
zigkeit der Spital Uster AG. Der Vertrag regelt auch eine allfällige Beteiligung Dritter. Diese wird so
stark eingeschränkt, dass die Gemeinden stets die Kontrolle über die Aktiengesellschaft haben.

Mit Beschluss der Stimmberechtigten zum lnterkommunalen Vertrag wird auch die grundsätzliche
Strategie für die Spital Uster AG festgesetzt. Struktur und Organisation der Gesellschaft werden dar-
über hinaus mit Statuten und die koordinierte Ausübung der Aktionärsrechte mit einem Aktionärsbin-
dungsvertrag geregelt. Die Aktionärinnen - vertreten durch die Vorstände der Trägergemeinden -
werden diese beiden Grundlagen im Anschluss an einen positiven Entscheid der Stimmberechtigten
beschliessen.

22021-361



Stadt Dübendorf

Protokoll des Stadtrates

Sitzung vom23.09.2021

Die Vorlaqe im Detail

1. Ausgangslage

Seit 2011 gilt das kantonale Spitalplanungs- und -finanzierungsgesetz (SPFG). Es bildet eine

wichtige rechtliche Grundlage für das Spitalwesen im Kanton Zürich, also auch für das Spital Us-

ter. Das SPFG schuf gegenüber der früheren Organisation des Gesundheitswesens zwei grundle-

gende Anderungen: Die Planung der Spitalversorgung wurde vollumfänglich in die Verantwortung

des Kantons gelegt und die Spitalleistungen werden seither über verhandelte Preise abgegolten.

Vereinfacht ausgedrückt: Vorher finanzierten Kanton und Gemeinden den Spitalbetrieb und die

lnfrastruktur. Allfällige Betriebsdefizite wurden von der öffentlichen Hand getragen, lnvestitionen

wurden von Gemeinden und Kanton finanziert. Mit dem SPFG fiel diese Form der Finanzierung

dahin. Seither gilt: Für eine bestimmte Behandlung kann das Spital einen bestimmten Tarif verlan'
gen (Fallkostenpauschale). ln diesem Tarif ist auch ein bescheidener Gewinn-Anteil eingerechnet.

Dieser soll der Weiterentwicklung des Spitals und der Finanzierung der lnfrastruktur dienen. ln der

Grundversicherung trägt der Kanton 55% der Fallkostenpauschale, die Krankenversicherer 45%.

Die Pauschale überschiessende Fallkosten gehen zulasten der Betriebsrechnung des Spitals.

Dieser Systemwechsel hat eine weitere, weitreichende Konsequenz: Will ein Spital seine Existenz

langfristig sichern, muss es unternehmerisch arbeiten und Gewinne erwirtschaften können, die es

ihm erlauben, ungünstige Betriebsergebnisse aufzufangen und/oder lnvestitionen zu finanzieren.

Anderseits muss es Leistungen anbieten, die im Markt gut nachgefragt werden. lnnovationskraft,

Flexibil ität u nd Handlu ngsfähigkeit lauten d ie Erfol gsfaktoren.

2. Aktuelle Organisationsform

Das Spital Uster wird heute von einem Zweckverband getragen. Der Zweckverband ist eine Orga-

nisationsform, in der sich Gemeinden zusammenschliessen, um eine öffentliche Aufgabe gemein-

schaftlich wahrnehmen zu können. Beispiele sind die Abwasserreinigung, die Feuerwehr oder die

Regionalplanung - und bis zur lnkraftsetzung des SPFG - auch die Spitalversorgung.

Mit der Revision des Gemeindegesetzes, wirksam ab 1.1 .2018, wurden die Organisationsform des

Zweckverbands und die Mitwirkungsrechte der Stimmberechtigten angepasst. Mit dieser Geset
zesrevision wurde das Korsett für die Rechtsform des Zweckverbandes nochmals etwas enger
geschnürt.

3. Anpassungsbedarf der Rechtsform

Der Zweckverband als Organisationsform des Spitals Uster ist aus drei wichtigen Gründen nicht

mehr zweckmässig. Erstens laufen die demokratischen lnstrumente im Zweckverband der Ge-

meinden ins Leere, weil die Planungs- und Entscheidungskompetenz für die Gestaltung der Spi-

tallandschaft beim Kanton liegt. Zweitens sind politische Prozesse wenig geeignet, um ein Unter-
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nehmen in einem anspruchsvollen, sich rasch verändernden Marktumfeld erfolgreich zu führen

und drittens gefährden Austritte aus dem Zweckverband die Eigenkapitalbasis des Spitals. Obwohl

die Spitalversorgung keine gesetzliche Gemeindeaufgabe mehr ist, bleibt eine leistungsfähige, gut

funktionierende Gesundheitsversorgung namentlich für Gemeinden ausserhalb der grossen Zen-

tren ein bedeutender Standortvorteil. Mehrere Gemeinden haben den Zweckverband Spital Uster
gleichwohl verlassen. Das Kapital, mit dem sie engagiert waren, wurde zulasten des Eigenkapitals

des Spitals in rückzahlbare Darlehen umgewandelt.

Um den verbleibenden Zweckverbandsgemeinden weiterhin ein risikoarmes Engagement zuguns-

ten einer nahen Gesundheitsversorgung ihrer Einwohnerinnen und Einwohner zu ermöglichen und

um dem Spital mehr unternehmerische Handlungsmöglichkeiten zu bieten, wurde den Stimmbe-

rechtigten der Zweckverbandsgemeinden bereits im Jahre 2015 vorgeschlagen, den Zweckver-

band Spital Uster in eine Aktiengesellschaft mit gemeinnützigem Zweck umzuwandeln. Nötig wäre

bereits damals die Zustimmung jeder einzelnen Gemeinde des Zweckverbandes gewesen. Diese

Einstimmigkeit der Gemeindestimmen kam leider nicht zustande. Seither sind zwei weitere Ge-

meinden aus dem Zweckverband ausgetreten.

ln der Folge kamen die Spitäler Uster und Wetzikon ins Gespräch. Um die Zukunft der Spitalver-

sorgung im Glattal und im Zürcher Oberland zu stärken, wurde eine Fusion der beiden Spitäler

erwogen. Die Fusionsidee wurde bis zur Abstimmungsreife vorangetrieben (sogenannte Vorlage

A). Für den Fall, dass die Fusion beim Souverän keine Mehrheit finden sollte, bereitete die Füh-

rung des Zweckverbandes Spital Uster eine zweite Vorlage vor. Diese hätte gleichzeitig mit der

Fusionsfrage zur Abstimmung kommen sollen und sah im Falle eines Neins zur Fusion die Um-

wandlung des Zweckverbandes in eine Aktiengesellschaft mit gemeinnützigem Zweck vor (soge-

nannte Vorlage B).

4. Rechtsformumwandlung

Das Umfeld und verschiedene Rahmenbedingungen, unter denen die Fusion der Spitäler Uster

und Wetzikon 2018 in Angriff genommen worden war, hatten sich innert weniger Jahre markant

verändert. Die Fortsetzung des Vorhabens erschien stark risikobehaftet. Die beiden Verwaltungs-

räte gaben deshalb das Fusionsprojekt im Dezember 2020 mit grossem Bedauern auf.

Weil die Fusionsabstimmung (Vorlage A) nicht durchgeführt wurde, konnten die Stimmberechtig-

ten auch nicht zur Umwandlung des Zweckverbandes in eine gemeinnützig ausgerichtete Aktien-
gesellschaft (Vorlage B) befragt werden.

Am 12. Mai 2021 entschied deshalb die Delegiertenversammlung des Zweckverbandes Spital Us-

ter ohne Gegenstimme, die für die Zukunft des Spitals so entscheidend wichtige Frage der
Rechtsform, den Stimmberechtigten im Zweckverband in einer Urnenabstimmung erneut zur Be-

schlussfassung vorzulegen.
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4.1 Weshalb eine Aktiengesellschaft?

Die Aktiengesellschaft ist die in der Schweiz am weitesten verbreitete Rechtsform für Unter-

nehmen. Das gilt unabhängig von der Grösse des Unternehmens. Auch die Frage, ob ein Un-

ternehmen gewinnstrebig oder gemeinnützig arbeitet, ist unerheblich.

Es gibt zahlreiche Gründe, welche für den Erfolg dieser Rechtsform verantwortlich sind. Akti-
engesellschaften sind als Organisation flexibel gestaltbar. Die Entscheidungswege auf der
strategischen und operativen Ebene sind kurz, die unternehmerischen Gestaltungsmöglich-

keiten vielfältig. Die Aktiengesellschaft kann auf einfache Weise Kooperationen eingehen,

sich an anderen Unternehmen beteiligen, Grundeigentum erwerben oder veräussern, Eigen-

oder Fremdkapital aufnehmen etc.

Gleichwohl bleiben die Kompetenzen der Aktionäre (in unserem Falle der Gemeinden) im

Rahmen der Generalversammlung der Aktionäre weitreichend. Unter anderem wählen und

entlassen diese die strategische Führung des Unternehmens, bestimmen den Unterneh-

menszweck und legen die Statuten fest.

Das Risiko der Aktionäre, also der Gemeinden, ist auf das von ihnen gehaltene Aktienkapital

beschränkt. Eine Nachschusspflicht besteht nicht. Aus der Perspektive des Spitals bedeu-

lungsvoll ist die Tatsache, dass Veränderungen im Aktionariat keinen Einfluss auf das Eigen-

kapital des Unternehmens haben.

Schliesslich hat sich die Aktiengesellschaft auch unter personalrechtlichen Gesichtspunkten

bewährt. Hunderttausende von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in der Schweiz arbei-
ten in Firmen, die als Aktiengesellschaften organisiert sind. Zwar gewährt die privatrechtliche

Anstellung in einer Aktiengesellschaft anders als die öffentlich-rechtliche Anstellung einen

weniger starken Kündigungsschutz, aber die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer sind weit ausgebaut. ln gewissen Belangen ist der privatrechtliche Anstellungsvertrag in
Sachen Arbeitnehmerschutz öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnissen sogar überlegen.

Dies gilt beispielsweise für den Pikettdienst und für die wöchentliche Höchstarbeitszeit.

Daher ist es nicht erstaunlich und auch kein Zufall, dass von den ursprünglich von den Ge-

meinden getragenen Spitälern im Kanton Zürich einzig noch das Spital Limmattal und das

Spital Uster als Zweckverband organisiert sind. Die meisten anderen Spitäler dieser Katego-

rie sind bereits als Aktiengesellschaften organisiert.

5. Abstimmungsgegenstand: Der lnterkommunale Vertrag

Den Stimmberechtigten wird ein sogenannter lnterkommunaler Vertrag zum Entscheid vorgelegt.

Darin formulieren die Gemeinden den Auftrag, den sie der Spital Uster AG erteilen und definieren

Rahmenbedingungen, innerhalb derer dieser Auftrag erfüllt werden muss. Es ist vorgesehen, die

Umwandlung des Zweckverbandes in die Spital Uster AG per '1 . Januar 2023 zu vollziehen.
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Die Eckpunkte des lnterkommunalen Vertrages werden weiter unten im Detail erläutert. Zweiwich-
tige Hinweise aber vorweg:

Gegenüber der Vorlage von 2015 wurde insbesondere dem damals vorgebrachten Anliegen

Rechnung getragen, dass die Gemeinden zu jeder Zeit die Kontrolle über das Unternehmen be-

halten müssen. Der lnterkommunale Vertrag bestimmt deshalb, dass die Gemeinden jederzeit die

Aktienmehrheit (mindestens 60% der Aktienstimmen) halten müssen. 80% des Aktienkapitals

müssen darüber hinaus im Besitz von Körperschaften oder lnstituten des öffentlichen Rechts sein

und/oder von gemeinnützigen schweizerischen Stiftungen gehalten werden. Dritte dürfen sich nur

in diesem Rahmen und unter der Voraussetzung beteiligen, dass damit die Aufgabenerfüllung
gemäss dem Auftrag der Gemeinden im lnterkommunalen Vertrag nicht infrage gestellt ist. Als
Präzisierung hält der neue lnterkommunale Vertrag zudem fest, dass ein Personalreglement er-

lassen wird, das sich an der gängigen Praxis im Kanton Zürich orientiert und dass die spitalinter-

nen Berufsgruppen in grundsätzlichen Personalfragen miteinbezogen werden müssen.

Der lnterkommunale Vertrag ist damit - abgesehen von Zeitangaben - inhaltlich weitestgehend

identisch mit der Vorlage B, die zusammen mit der Fusionsvorlage hätte zur Abstimmung gelan-

gen sollen.

5.1 Erläuterungen zum Vertrag

Mit dem lnterkommunalen Vertrag erteilen die Gemeinden der Spital Uster AG einen Auftrag.

Das Unternehmen muss ein Akutspital mit Notfallaufnahme betreiben und kann im Sinne der

integrierten Versorgung als gewerbliche Tätigkeit eine Rehabilitationseinrichtung angliedern.

Die Gemeinden übertragen der Gesellschaft nicht nur die Spitalversorgung, sie delegieren

auch die gesetzliche Pflicht der Gemeinden, die medizinische Grundversorgung im Bereich des

Rettungs- und Krankentransportwesens sicherzustellen. Der Vertrag bestimmt darüber hinaus,

dass die Spital Uster AG den Gemeindeauftrag in gemeinnütziger Weise zu erfüllen hat. Er legt

den Standort Uster fest und definiert das Einzugsgebiet (mittleres Glattal und Zürcher Ober-

land).

Das Aktienkapital beläuft sich auf CHF 20 Millionen. Die Namenaktien haben einen Nennwert

von CHF 1 und sind voll liberiert. Die Gemeinden bringen ihre bestehenden unverzinslichen

Beteiligungen am Zweckverband in die Aktiengesellschaft ein. Als Gegenleistung erhalten sie

im Umfang der Beteiligungsverhältnisse Aktien an der Spital Uster AG. D.h. es fliessen keine

zusätzlichen Mittel von den Gemeinden in die Aktiengesellschaft. Auch eine Nachschusspflicht

der Gemeinden ist ausgeschlossen.

Unter bestimmten Voraussetzungen und mit klaren Grenzen können sich auch Dritte an der

Spital Uster AG beteiligen. Voraussetzung ist, dass trotz einer solchen Beteiligung Dritter die

im lnterkommunalen Vertrag definierte Aufgabenerfüllung der Spital Uster AG nicht gefährdet

wird. Die Beteiligung der Gemeinden darf sodann 60% der Aktienstimmen und des Aktienkapi-
tals nicht unterschreiten. 80% der Aktienstimmen und des Aktienkapitals müssen zudem stets
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im Besitz von Körperschaften und/oder lnstituten des öffentlichen Rechts und/oder von ge-

meinnützigen schweizerischen Stiftungen sein. Damit ist sichergestellt, dass die Gemeinden

die Kontrolle über die Gesellschaft nicht an Dritte verlieren können und dass die Gemeinnüt-
zigkeit der Spital Uster AG nicht durch Beteiligung Dritter unterlaufen werden kann.

Die Gesellschaft finanziert sich durch die Erträge aus ihrer Tätigkeit und durch Eigenkapital.

Sie kann darüber hinaus Fremdkapital aufnehmen. Die Spital Uster AG muss Gewinne erwirt-

schaften können, um die langfristige Sicherung des Gesellschaftszwecks gewährleisten zu

können. Es dürfen aber keine Dividenden ausgeschüttet werden, es sei denn, die Eigenkapi-

talquote überschreitet 40o/o. Die Höhe einer allfälligen Dividende (in % des Aktienkapitals) darf
den hypothekarischen Referenzzinssatz +1% nicht überschreiten. Verwaltungsrat und Ge-

schäftsleitung dürfen nicht mittels Tantiemen am Unternehmenserfolg beteiligt werden.

Der Vertrag skizziert alsdann die Eigentümerstrategie, d.h. die strategischen Vorgaben der

Gemeinden. Die Eigentümerstrategie kann durch die Gemeindevorstände mit einfachem Mehr

der Gemeinden erweitert oder geändert werden. Nebst der statutarisch festgelegten Berichter-

stattung über den Geschäftsgang kann auch ein periodisches Reporting zum Zug kommen.

Spitäler sind Dienstleistungsunternehmen. Sie sind angewiesen auf kompetente und gut aus-
gebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dies gilt ausgeprägt für den Pflegebereich. Die Ge-

meinden legen deshalb im lnterkommunalen Vertrag fest, dass ein Personalreglement erlassen

werden muss, das die Spital Uster AG im kantonalen Gesundheitswesen als attraktive Arbeit-
geberin positioniert. Vertretungen der spitalinternen Berufsgruppen müssen in grundsätzlichen

Personalfragen miteinbezogen werden.

Der Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden und der Spital Uster AG ist auf unbestimmte

Zeit abgeschlossen und kann grundsätzlich nicht vor dem 31. Dezember 2027 gekündigt wer-
den. Eine Gemeinde kann nach diesem Datum aus dem Vertrag ausscheiden. Eine vorzeitige

Kündigung per Jahresende ist für eine Gemeinde möglich, wenn die Übernahme ihrer Gesell-
schafts-Aktien durch eine andere Partei dieses Vertrages zustande kommt. ln jedem Falle ist

eine zweijährige Kündigungsfrist zu beachten. Eine Kündigung des Vertrags muss den Stimm-
berechtigten dieser Gemeinde in einer Urnenabstimmung zum Beschluss vorgelegt werden.

Findet eine verkaufswillige Gemeinde unter den übrigen Aktionärsgemeinden keinen Käufer,

kann sie ihre Aktien auch Dritten andienen. Dies kann aber nur unter strengen Einschränkun-
gen geschehen. Der von den Gemeinden gehaltene Aktienanteil darf 60% nicht unterschreiten

und private lnvestoren dürfen maximal 20% des Aktienkapitals/der Stimmrechte halten.

Für Anderungen des lnterkommunalen Vertrags, welche die grundlegenden Bestimmungen be-

treffen, namentlich die Bestimmungen über die Aufgaben der Gesellschaft, über die Beteiligung

Dritter, über die Finanzierung der Gesellschaft und über die Beendigung der Zusammenarbeit,

bedarf der Zustimmung der Stimmberechtigten in allen Aktionärs-Gemeinden. Für andere Ver-

tragsänderungen bedarf es der Zustimmung der Stimmberechtigten einer qualifizierten Mehr-

heit der Gemeinden.
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6. Erqänzendes Reqelwerk (nicht Teil der Abstimmunq)

Neben dem lnterkommunalen Vertrag stehen einerseits die Statuten der Gesellschaft, anderseits

ein Aktionärsbindungsvertrag, der das Verhältnis der Aktionärsgemeinden untereinander regelt.

Die wichtigsten Bestimmungen werden im Folgenden summarisch vorgestellt:

Die Gesellschaft firmiert gemäss ihren Statuten unter der Bezeichnung "Spital Uster AG". Der Un-

ternehmenszweck wurde wörtlich aus dem lnterkommunalen Vertrag übernommen. Die Befugnis-

se der Generalversammlung sind weitgehend durch das Gesetz vorgegeben. Ergänzend werden

die Beteiligungsverhältnisse der Gemeinden und allfälliger Dritter aus dem lnterkommunalen Ver-

trag übernommen. Der Verwaltungsrat setzt sich gemäss den Statuten aus mindestens drei und

höchstens sieben Mitgliedern zusammen. Der PräsidenVdie Präsidentin ist durch die Generalver-

sammlung zu wählen. Die Gewinnverwendung ist im Sinne des lnterkommunalen Vertrags auch in
den Statuten geregelt. Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen.

Der Aktionärsbindungsvertrag spiegelt die Besitzverhältnisse am Aktienkapital bei Vertragsunter-

zeichnung. Der Standortgemeinde und Aktionäre, die alleine oder zusammen mit anderen mehr

als 20% des Aktienkapitals/der Aktienstimmen vertreten, haben gestützt auf den Aktionärbin-

dungsvertrag Anspruch auf je einen Sitz im Verwaltungsrat. Gegenwärtig erfüllt dieses Erfordernis

nebst der Stadt Uster auch die Stadt Dübendorf. Der Verwaltungsrat ist durch Personen zu beset-

zen, die über die fachliche Kompetenz zur Ausübung dieser Funktion verfügen. Der Aktionärsbin-

dungsvertrag übernimmt die Veräusserungsbeschränkungen für Aktien aus dem lnterkommunalen
Vertrag und definiert ein Vor- und Mitverkaufsrecht an Aktien sowie an nicht betriebsnotwendigen

Grundstücken. Künftige Aktionäre müssen zwingend in den Aktionärsbindungsvertrag eintreten.

Anderungen des Aktionärbindungsvertrags bedürfen der Zustimmung aller Aktionäre, müssen

aber - im Unterschied zu den Anderungen des lnterkommunalen Vertrags - nicht den Stimmbe-

rechtigten an der Urne vorgelegt werden.

Abstimmungsvertahren

Die Delegiertenversammlung hat der Umwandlung des Zweckverbands in eine AG und der lnter-
kommunalen Vereinbarung anlässlich ihrer Sitzung vom 12. Mai 2021 einstimmig zugestimmt. Dele-
giertenversammlung und Verwaltungsrat empfehlen den Stimmberechtigen, der Vorlage zuzustim-
men. Die Abstimmung über die Vorlage ist für den 15. Mai 2022 vorgesehen. Die Vorlage gemäss der
Abstimmungsfrage kommt nur zustande, wenn ausnahmslos alle Trägergemeinden der Vorlage zu-
stimmen. Wahlleitende Behörde für die Verbandsgemeinden ist der Stadtrat Uster. Für alle Ver-
bandsgemeinden ist eine identische Abstimmungsbroschüre vorgesehen. Bei Zweckverbandsab-
stimmungen über das gesamte Verbandsgebiet mit einer gemeinsamen Weisung besteht für die ein-
zelnen Gemeinden das Recht, den eigenen Stimmberechtigten zusätzlich eine Abstimmungsempfeh-
lung der zuständigen Behörden bekannt zu geben. lm vorliegenden Fall ist dies mit einem separaten
Beiblatt zur Abstimmungsbroschüre vorgesehen, auf dem die Abstimmungsempfehlungen des Stadt-
rates und des Gemeinderates ersichtlich sind.

82021-361



Stadt Dübendorf

Protokoll des Stadtrates

Sitzung vom23.09.2021

Absti m m u ng sem pfeh I u ng

Das vorliegende Geschäft entspricht im Wesentlichen der seinerzeitigen Vorlage B des Fusionsvor-
habens, dem sowohl der Stadtrat mit Beschluss vom 7. November 2019 als auch der Gemeinderat
mit Beschluss vom 3. Februar 2020 ihre Zustimmung erteilten.

Dem Gemeinderat wird deshalb beantragt, den Stimmberechtigten die Zustimmung zur Vorlage
"Rechtsformumwandlung des Zweckverbands Spital Uster in die Spital Uster AG" mit folgender Stel-
lungnahme zu empfehlen:

"Die Umwandlung des Zweckverbands Spital Uster in eine gemeinnützige Aktiengesellschaft sichert
die langfristige Zukunft der spitalmedizinischen Gesundheitsversorgung im oberen Glattal und im
Zürcher Oberland. Die finanzielle Sicherheif des Spifals wird stark erhöht, weil das Eigenkapital künf-
tig über das Aktienkapital gesichert ist. Zudem sind die Gemeinden - im Gegensatz zu heute - nicht
mehr nachschusspflichtig. Mindestens 80 % der Aktienstimmen und des Aktienkapitals müssen von
Körperschaften des öffentlichen Rechfs, von lnstitutionen des öffentlichen Rechfs oder von gemein-
nützigen schweizerischen Stiftungen gehalten werden. Zudem behalten die Gemeinden zu jeder Zeit
die Kontrolle über das Unternehmen, weil sie mindestens 60 % der Aktienstimmen halten müssen.
Diese Regelungen sind im lnterkommunalen Vertrag verbindlich festgehalten. Die Spital Uster AG
strebt die Steuerbefreiung an, was ebenfalls ihrer gemeinnützigen Ausrichtung entspricht. Die Form
der gemeinnützigen Aktiengesellschaft erhöht die Agilität sowie die Wettbewerbsfähigkeit des Sp/a/s
Uster im zunehmend wettbewerbsorientierten <Gesundheitsmarkt>.

Die Mitsprache der Gemeinden respektive der Stimmberechtigten ist auch mit der Umwandlung des
Zweckverbands in eine gemeinnützige Aktiengesellschaft gegeben, weil sämtliche Änderungen des
lnterkommunalen Vertrags von den Stimmberechtigten an der Urne entschieden werden müssen.

Das Personal im Spital Uster hat auch nach der Umwandlung in eine gemeinnützige Aktengesell-
schaft faire und gute Anstellungsbedingungen. Ein entsprechendes Personalreglement wird zurzeit
vom Spital zusammen mit den Sozialpartnern erarbeitet und soll noch vor der Abstimmung über die
Umwandlung vom 15. Mai 2022 vorliegen. Von Seifen Spital wird eine einvernehmliche Lösung mit
den Personalverbänden angestrebt. Das SpitalUsfer isf auf sehr gut ausgebildetes und qualifiziertes
Personal angewiesen."

Dringlichkeit

Die Abstimmung über die Vorlage ist für den '15. Mai 2022 vorgesehen. Der Stadtrat Uster als wahllei-
tende Behörde des Zweckverbands Spital Uster wird den Abstimmungstermin festsetzen und publi-
zieren. Damit der Zeitplan für die Abstimmung vom 15. Mai 2022 eingehalten werden kann, muss der
vodiegende Antrag (inklusive einer etwaigen Minderheitsmeinung) durch den Gemeinderat spätes-
tens an seiner Sitzung vom 7. Februar 2022 verabschiedet werden.
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1 Für die am 15. Mai 2022 geplante Urnenabstimmung über die Rechtsformumwandlung des
Zweckverbandes Spital Uster in die Spital Uster AG wird den Stimmberechtigten gestützt auf
die vorstehenden Erwägungen die Zustimmung zur Vorlage empfohlen.

2. Dem Gemeinderat wird beantragt:

2.1 Den Stimmberechtigten wird die Zustimmung zur Vorlage "Rechtsformumwandlung des
Zweckverbandes Spital Uster in die Spital Uster AG" empfohlen.

2.2 Die Stellungnahme für die Abstimmungsempfehlung wird genehmigt

3. Die Weisung Nr. 109/2021 wird genehmigt.

Mitteilung durch Protokollauszug

Gemeinderatssekretariat- z.H. der GRPK und des Gemeinderates
Sozialvorstand
Stadtschreiber
Leiter Behördendienste
Akten

Stadtr t Dübendorf

Beschluss

And16 lngold
Stadtpräsident

on
Stadtschreiber-Stv
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